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1. Planungsgrundlagen

1.1 Aufstellungsbeschluss und Verfahren

Der Planungs— und Umweltausschuss hat in seiner Sitzung vom 16. Oktober 2018 beschlossen,
den Bebauungsplan Nr. 69 „Erweiterung Hammerbach Nord —Wohngebiet", nach 513b BauGB auf—

zustellen. Der Aufstellungsbeschluss wurde am 8. November 2018 nach 5 2 Abs. 1 BauGB orts—

üblich bekannt gemacht. Abweichend zum Umgriff der Planungsfläche zum Zeitpunkt des Aufstel—

lungsbeschlusses hat sich im Zuge der Bearbeitung des Bebauungsplanes eine geringfügige Än—

derung ergeben. Die nördliche Grundstücksgrenze der Fl.Nr. ASA/5, Gem. Hammerbach, wurde in

östliche Richtung verlängert und bildet nun als künftiger „offener Graben" gleichzeitig die nördliche
Grenze des Geltungsbereiches. Im Osten wird der geplante Grabenverlauf ebenfalls um ca. 2 m

nach Westen verschoben, so dass die Fl.Nr. 444, Gem. Hammerbach, nicht einbezogen wird. Der

Geltungsbereich reduziert sich damit um ca. 665 m’ von ca. 11.595 m2 auf ca. 10.930 m:.

Gegenüberstellung Geltungsbereiche
Aufstellungsbeschluss Stand: 16.0ktober 2018 / Änderung Stand: 15.Mai 2020
Quelle: Geobasisdaten: © Bayerische Vermessungsverwaltung (www.geodatenbayernde) 2020
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Mit Aufstellungsbeschluss vom 24. Juli 1986 wurde das Bauleitplanverfahren für den Bebauungs—
plan Nr. 18 a „Hammerbach Nord" eingeleitet. Der Geltungsbereich dieses Planentwurfes um—

fasste auch den aktuell im Verfahren befindlichen Bebauungsplan und setzte hier die Art der bau—

lichen Nutzung als „Mischgebiet” und „Gewerbegebiet” fest.
Die nordwestlich der Margeritenstraße ebenfalls im Geltungsbereich gelegenen Flächen waren
hier im Planentwurf als „Gewerbegebiet“ und als „landwirtschaftliche Nutzflächen“ vorgesehen.
Da diese Festsetzungen zur Art der baulichen Nutzung mit der heutigen städtebaulichen Zielset—

zung nicht vereinbar sind, wurde parallel zum Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan Nr.

67 „Emeiterung Hammerbach Nord — Dorfgebiet“, nach 5 13a BauGB (in Kraft getreten am 25.

April 2019) der Aufstellungsbeschluss aus dem Jahre 1986 aufgehoben und dieses Bauleitplan—
verfahren damit beendet.

Der Gesetzgeber hat mit der Novelle des Baugesetzbuches (BauGB) vom 4. Mai 2017 die Umset—

zung der Richtlinie 2014/52/EU im Städtebaurecht vorgenommen und zur Stärkung des neuen
Zusammenlebens in der Stadt den 5 13b BauGB befristet in das Gesetz aufgenommen. Den Kom—

munen wird es hierdurch ermöglicht, Außenbereichsflächen in das beschleunigte Verfahren auf—

zunehmen.

Die Anwendung des 5 13b BauGB kann nur erfolgen, wenn die vorgesehene Grundfläche für die

Zulässigkeit von Wohnnutzungen weniger als 10.000 m2 beträgt und der Geltungsbereich unmit—

telbar an bebaute Ortsteile anschließt. Die Voraussetzungen liegen für das aktuelle Bauleitplan—
verfahren vor, es erfolgt ein unmittelbarer Anschluss an den bebauten Siedlungsraum im Westen
und Süden und die zulässige Grundfläche im Sinne des 5 19 Abs. 2 der Baunutzungsverordnung
liegt weit unterhalb des Grenzwertes.

Darüber hinaus sind die gesetzlichen Vorgaben des 5 13a BauGB zu berücksichtigen. Somit unter—

liegt der Bebauungsplan nach 513b BauGB auch keiner Pflicht zur Umweltverträglichkeitsprüfung,
soweit keine Anhaltspunkte für Beeinträchtigungen nach der Fauna—Flora—Habitat—Richtlinie und

von Vogelschutzgebieten nach der Vogelschutzrichtlinie vorliegen.

Auf die Umweltprüfung nach 5 2 Abs. 4 BauGB, die Erstellung eines förmlichen Umweltberichts
und auf eine zusammenfassende Erklärung kann im beschleunigten Verfahren nach 5 13a BauGB
und somit auch nach 5 13b BauGB verzichtet werden. Unabhängig hiervon sind jedoch der Belan—

gekatalog des 5 1 Abs. 6 BauGB und damit auch die Umweltbelange nach 5 1 Abs. 6 Nummer 7

BauGB zu ermitteln, inhaltlich zu prüfen und gegeneinander und untereinander gerecht abzuwä—

gen. Dies erfolgt detailliert in Kapitel 8 dieser Begründung.

1.2 Ziel und Zweck der Planung
Seitens der Stadt Herzogenaurach wird es angestrebt, zusätzliche Wohnbaufläche zu schaffen,
um der weiterhin bestehenden großen Nachfrage an Baugrundstücken — auch in den Ortsteilen —

gerecht werden zu können.

Hammerbach ist mit 812 Einwohnern (Stand Januar 2020) der fünftgrößte Ortsteil Herzogen—
aurachs nach dem Hauptort und den Ortsteilen Niederndorf, Herzo Base und Hauptendorf. Im
Zeitraum zwischen 2012 und 2020 wuchs die Bevölkerung um rund 4,0 % von 781 auf812 Ein—

wohner. Hammerbach zeigt damit eine wesentlich geringere Wachstumsdynamik als andere
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Ortsteile (z.B. Burgstall 24,7 %, Herzo Base 103,7 %) und liegt auch unterhalb des durchschnittli—
chen gesamtstädtischen Wachstums von 7,8 % im Zeitraum 2012-2020. Die grundlegende Ten—

denz einer stetigen Nachfrage nach Bauland ist aber auch hier zu sehen.

Die Altersstruktur von Hammerbach/Welkenbach zeigt im stadtweiten Vergleich den dritthöchs—
ten Anteil an Jugendlichen zwischen 7 und 18 Jahren, während die Werte für die restlichen Al—

tersgruppen vergleichbar mit denen der anderen Ortsteile sind.

Erfahrungsgemäß siedeln die Nachkommen der ansässigen Bevölkerung insbesondere in länd—

lich geprägten Räumen gerne dort, wo sie selbst aufgewachsen sind, sofern sich diese Möglich—
keit bietet. Zusätzlich zur allgemeinen Nachfrage nach Bauland sollte dieser Wunsch der örtli—
chen Bevölkerung berücksichtigt werden.

Der Ortsteil Hammerbach ist mit Ausnahme zweier Hofstellen, des Sportplatzes und dreier
Wohnhäuser im Norden gänzlich mit den Bebauungsplänen Nr. 18 „Hammerbach“, Nr. 26 „Ham—

merbach Loh” und Nr. 67 „Hammerbach Dorfgebiet“ sowie deren Änderungsplänen überplant. In

deren Geltungsbereichen liegen vereinzelte unbebaute Grundstücke. Derartige mit Baurecht ver—
sehene Grundstücke werden im ISEK Herzogenaurach 2030plus als Typ 1 des Wohnbaupotenti—
als kategorisiert. Laut ISEK könnten auf den Grundstücken des Typ 1 in Hammerbach/Welken—
bach rund 33 Wohnungen errichtet werden, hierbei dürfte überschlägig weniger als die Hälfte
auf den Ortsteil Hammerbach entfallen.
Da die Grundstücke derzeit noch unbebaut sind ist zu vermuten, dass deren überwiegende Zahl
von denjeweiligen Eigentümern für den Eigengebrauch vorgehalten wird und damit einer Bebau—

ung durch andere Interessenten nicht zur Verfügung steht (sog. Enkelgrundstücke).

Diese Einschätzung wird auch untermauert durch die Ergebnisse der Abfrage im Zuge des Baulü—

ckenkatasters. Hierbei hat die Stadt Herzogenaurach in den Jahren 2009 und 2015 alle Eigentü—
mer von unbebauten, erschlossenen Grundstücken angeschrieben und die grundsätzliche Bauwil—

ligkeit und Verkaufsbereitschaft abgefragt. Einige wenige Grundstücke konnten daraufhin einer

Entwicklung und Bebauung zugeführt werden. Die Rücklaufquoten waren jedoch insgesamt be—

trachtet sehr gering.

Weiteres Wohnbaupotential besteht in Hammerbach in irrelevanter Größenordnung am süd—

westlichen und östlichen Rand des Ortsteils. Hier sind partiell Wohnbauflächen im gültigen Flä—

chennutzungsplan der Stadt Herzogenaurach dargestellt. Flächen dieser Art werden im ISEK

Herzogenaurach 2030plus als Typ 2 des Wohnbaupotentials bezeichnet. Für Hammerbach /
Welkenbach prognostiziert das ISEK hierüber ein Potential von 8 Wohnungen für diesen Flächen—

typ.

Eine weitere im Flächennutzungsplan dargestellte Mischgebietsfläche liegt im Norden des Orts—

teils und ist nunmehr Gegenstand der vorliegenden verbindlichen Bauleitplanung. Diese Fläche
wurde im ISEK Herzogenaurach 2030plus als Bereich mit bestehenden Planungsabsichten darge—
stellt, sie rundet den Ortsteil städtebaulich sinnvoll ab.

Das mit der vorliegenden Planung zur Ausweisung vorgesehene Wohngebiet ist aufgrund der

geringen Größe von ca. 18 Bauparzellen und der oben genannten Umstände und Tendenzen ver—

träglich für die Entwicklung und Erhaltung Hammerbachs.
Mit der Schaffung von neuem Wohnraum in den ländlich geprägten Bereichen der Stadt Herzo—

genaurach wird auch zur Entlastung des angespannten Wohnungsmarktes im Hauptort beige—
tragen.
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ten Ortsteil Hammerbach. Während zum Zeitpunkt der Eingemeindung am 1. Januar 1972 ge—

schätzt 412 Personen im Ortsteil Hammerbach leben, erfasst die Einwohnerstatistik mit Stand
Januar 2020 bereits 812 Einwohner.

Die örtliche Lage des Plangebietes ist in folgender Abbildung dargestellt:

Ausschnitt Plangebiet (ohne Maßstab)
Quelle: Bilder © 2019 AeroWest, GeoBasis—DE/BKG, GeoContent, Landsat /Copernicuus, Maxar Technologies, Karten-
daten © 2019 GeoBasis-DE/BKG (©2009), Google

2.2 Räumlicher Geltungsbereich

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 69 „Erweiterung Hammerbach Nord — Wohnge—
biet", nach 513b BauGB umfasst folgende Flurnummern in der Gemarkung Hammerbach:

387 (Teilfläche), 451/1, 452/1, 454/1, 454/2, ASA/3, 454/4, 454/5, ASA/6, ASA/9, 455 (Teilflä—

che), 455/3 (Teilfläche) und weist eine Gesamtfläche von ca. 10.930 m’ auf.

Das Plangebiet liegt nördlich der Margeritenstraße und entwickelt die Bestandsbebauung Marge—
ritenstraße 19, 19a und 19b um ca. 115 m in östliche Richtung. Der im Norden vorgesehene „of—

fene Graben" bildet den Siedlungsabschluss, er wird ebenfalls in Richtung Osten verlängert und

entlang der künftigen östlichen Siedlungsgrenze Richtung Süden zur Margeritenstraße geführt.
Die zur Bebauung vorgesehenen Flächen werden aktuell landwirtschaftlich genutzt.
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Ausschnitt aus dem rechtswirksamen Flächennutzungsplan der Stadt Herzogenaurach (ohne Maßstab)
Stand: 3. März 2005
Quelle: Stadt Herzogenaurach

Abweichend von o. g. Ursprungsplan wurde mit der Durchführung der Bauleitplanverfahren zu den

Bebauungsplänen Nr. 18 „Hammerbach” — 2. Änderung, nach 5 13a BauGB und Nr. 67 „Erweite—

rung Hammerbach Nord — Dorfgebiet“, nach 513a BauGB die Darstellung der bisherigen „gewerb—
lichen Baufläche“, der „Wohnbaufläche" und der „Iandwirtschaftlichen Nutzfläche” durch die Fest—

setzung eines „Dorfgebietes" nach 5 5 BauNVO überplant.
Die nachfolgende Abbildung zeigt die aktuelle Flächennutzungsplandarstellung in diesen Berei—

chen nach erfolgter Anpassung.
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Ausschnitt aus dem rechtswirksamen Flächennutzungsplan der Stadt Herzogenaurach (ohne Maßstab) mit

eingearbeiteten Änderungen Stand: 15. Mai 2020
Quelle: Stadt Herzogenaurach

Gemäß 5 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB wird der Flächennutzungsplan mit integrierter Landschaftspla—
nung auch für das aktuelle Verfahren im Wege der Berichtigung an die Festsetzungen des Bebau—

ungsplanes entsprechend angepasst.

4. Angaben zum Bestand

Wie bereits ausgeführt, existieren für den nahezu gesamten Siedlungsraum des Ortsteils Ham—

merbach planungsrechtliche Vorgaben durch rechtswirksame Bebauungspläne.

Für den im Norden gelegenen ursprünglichen Siedlungskern beidseits der Margeritenstraße
(Kreisstraße ERH 25) und Hammerbacher Straße (Staatsstraße St 2263), hat der Bebauungsplan
Nr. 18 „Hammerbach“ (in Kraft getreten am 16. Februar 198A) abgeleitet von der Bestandsbe—

bauung und deren Nutzung die Festsetzungen getroffen.

Die überbaubaren Grundstücksflächen in den „Dorfgebieten“ nach 5 5 BauNVO sind zeichnerisch
durch umlaufende Baugrenzen definiert und erlauben die „besondere Bauweise“ in Form von zu—

lässiger ein— und zweiseitiger Grenzbebauung.

Auch heute noch ist der alte Ortskern geprägt durch landwirtschaftlichen Haupt— und Nebener—

werb und durch großflächige landwirtschaftliche Gebäudestrukturen in der hierfür typischen
„halboffenen“ und „geschlossenen“ Bauweise. Mit dem Ziel, die wirtschaftliche Funktionsfähig—
keit des ländlich geprägten Ortsteils zu sichern und die Entwicklungsmöglichkeiten zu steuern,
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verbundene Bemessung der Abstandsfläche bzw. derWandhöhe hingewiesen. Die städtische Sat—

zung über die Herstellung, Bereithaltung und Gestaltung von Kraftfahrzeugstellplätzen und Fahr—

radabstellplätzen sowie deren Ein— und Ausfahrten ist zu beachten (Stellplatzsatzung — StS).

Um ein ordnungsgemäßes Ein— und Ausfahren zu gewährleisten, ist zu den öffentlichen Verkehrs—
flächen mit baulichen Anlagen (ausgenommen sind offene Stellplätze) grundsätzlich ein Mindest—

abstand von 1,0 m einzuhalten.

Für die Gestaltung der Garagendächer wird alternativ zum Satteldach auf Flachdächern auch die

Möglichkeit einer extensiven Dachbegrünung vorgesehen. Stehen Garagen nebeneinander auf der
Grenze, sind sie in gleicher Gebäudehöhe und mit gleicher Dachneigung sowie gleichem Gesimsde—

tail zu errichten, um ein einheitliches Erscheinungsbild zu sichern.

Weiterhin sind auf Garagen, deren Höhe die Oberkante des Fertigfußbodens Obergeschoss nicht

überschreitet, Dachterrassen zulässig. Die Nutzung einer Dachterrasse muss 3,0 m Abstand zur

Nachbargrenze einhalten. Bei einer Nutzung als Dachterrasse sind (mindestens) diese Abstands—
flächen extensiv zu begrünen. Umwehrungen und Brüstungen sind aus gestalterischen Gründen
bis zu einer Höhe von 1,10 m zulässig. Eine blickdichte Ausführung von Brüstungen und Umweh—

rungen ist unzulässig. Eine Überdachung der Dachterrasse ist ausgeschlossen.

Die Errichtung von Carports ist nur als Holz-, Holz/Metall— oder Metallkonstruktion mit Flachdach

zulässig. Als Dacheindeckung ist Edelstahlblech, transparente Stegplatte (keine Wellenoptik) oder
eine extensive Dachbegrünung zulässig. Um ordnungsgemäße Sichtverhältnisse zu gewährleisten
und aus Gründen des Orts— und Landschaftsbildes ist eine seitliche Verschalung erst nach 3,0 m

von der Straßenbegrenzungslinie zulässig.

Garten— und Gerätehäuser sind bis zu max. 7,0 m2 Nutzfläche zulässig. Sie sind in Holz oder Metall
auszuführen. Farbige Anstriche sind nicht gestattet. Gartenhäuser aus Metall sind in dunklen ge—

deckten Farbtönen, wie z. B. anthrazit, zu errichten.

6.8 Bodenversiegelung

Zufahrten, Stauraum— und Stellplatzflächen sowie Privatwege sind aus ökologischen Gründen in

versickerungsfähiger Bauweise (z. B. offenporiges Pflaster, Fugenpflaster, Rasengittersteine,
Schotterrasen in Verbindung mit einem entsprechenden Unterbau) zu erstellen. Sämtliches auf

befestigten Flächen anfallendes Niederschlagswasser ist zu sammeln und ordnungsgemäß zu be—

seitigen. Dies kann entweder über eine oberflächige Versickerung (gemäß TRENGW) oder durch

Einleitung in die Grundstücksentwässerungsanlage erfolgen. Die Ableitung von Oberflächenwas—
ser auf Nachbargrundstücke oder auf öffentlichen Grund ist nicht zulässig.

6.9 Grünflächen/Pflanzgebot

Entlang des nördlichen und östlichen Planbereichs ist eine Gehölz— / Strauchpflanzung auf den

privaten Grundstücksflächen verbindlich festgesetzt und so auszuführen, dass eine wirksame,
dichte Ortsrandeingrünung entsteht. Hecken sind mindestens 2—reihig auszuführen. Hierfür sind
Arten zu verwenden, die sich für eine naturnahe Pflanzung eignen.

Entsprechend der vorliegenden Planung zur Straßenraumgestaltung wird im Bereich der öffentli—
chen Stellplätze die Pflanzung zweier Bäume festgesetzt.
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Zur ordnungsgemäßen Entwässerung wurde parallel zum Bebauungsplanverfahren ein Entwäs—

serungskonzept erarbeitet, das durch bauliche Maßnahmen — auch im Falle von Starkregenereig—
nissen — einen vorsorglichen Schutz für die geplanten Bauflächen bietet. Hierbei ist zum einen das
äußere Grabensvstem zu nennen. Dies fängt das zuströmende Wasser des Außengebiets auf und
leitet es gesichert ab. Die zweite bauliche Maßnahme betrifft die geplante Straßenführung bzw.

Ausgestaltung der Erschließungsstraße, die sicherstellt, dass im Überflutungsfall des öffentlichen

Entwässerungssvstems (Starkregen) alle Wässer über den öffentlichen Straßenbereich aus dem

Baugebiet abgeleitet werden können.

Bohrungen zur Beurteilung der Sickerfähigkeit des Bodens haben nachgewiesen, dass aufgrund
der Bodenbeschaffenheit in relevanter Tiefe, eine wirksame Versickerung von nicht schädlich ver—

unreinigtem Oberflächenwasser nicht möglich ist, so dass eine oberirdische Ableitung des Nieder—

schlagswassers erfolgen muss.

Im Rahmen des vorgesehenen Trennsvstems wird das anfallende Oberflächenwasser von den be—

festigten Flächen aus dem Baugebiet in das zu errichtende Regenüberlaufbecken im Südosten des

Plangebietes abgeleitet, um dann gedrosselt dem Regenwasserkanal zugeführt zu werden. Eine
wasserrechtliche Genehmigung für die Ableitung des Regenwassers wird im Zuge der Genehmi—

gungsplanung abgestimmt und eingereicht.

Das anfallende Regenwasser der Dachflächen auf den privaten Grundstücksflächen ist über ein

getrenntes Leitungssvstem den Rückhaltezisternen auf dem jeweiligen Grundstück zuzuleiten
und als Brauch— bzw. Beregnungswasser zu verwenden. Das Fassungsvermögen dieser Einrich—

tungen sollte mindestens 40l pro m2 projizierte Dachfläche betragen. Das Regenrückhaltevolu—
men dient (zumindest teilweise) der Pufferung von Abflussspitzen bei Starkregenereignissen.

7.4 Grundwasser

Probebohrungen zur Erkundung der Untergrundverhältnisse wurden im Zuge der Erschließungs—
planung im Bereich der künftigen Straßentrasse durchgeführt. Aus diesen Ergebnissen lassen sich

jedoch keine verlässlichen Angaben zur Höhe des Grundwasserstandes in den einzelnen Baupar—
zellen ablesen. Im Sinne der Eigenverantwortung der Bauherren erfolgt die dringende Empfehlung,
den Grundwasserstand frühzeitig bestimmen zu lassen, um entsprechend auf die konstruktive

Ausbildung des Gebäudes reagieren zu können. Die Ausbildung der Keller als „wasserdichte Wan—

nen” ist im Fall von hohen Grundwasserständen erforderlich.

Wird im Zuge von Baumaßnahmen — auch Erschließungsmaßnahmen — unbeabsichtigt Grund—

wasser erschlossen, so ist dies der zuständigen Kreisverwaltungsbehörde unverzüglich anzuzei—

gen. Die vorübergehende Absenkung bzw. die Entnahme (Bauwasserhaltung) während der Bau—

arbeiten stellt einen Benutzungstatbestand nach 5 9 WHG dar und bedarf einer wasserrechtlichen
Erlaubnis. Eine Ableitung von Grundwasser ist höchstens kurzfristig, für die Dauer der Bauzeit,
zulässig. Eine ständige Grundwasserableitung in die Kanalisation oder in ein Oberflächengewässer
ist unzulässig.

7.5 Abfallentsorgung
Die Abfallentsorgung wird durch den Landkreis Erlangen—Höchstadt übernommen und ist sicher—

gestellt.
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7.6 Telekommunikation

Für die Regelungen der Telekommunikationslinien gith 68 Abs. 3 Telekommunikationsgesetz.

Hinsichtlich der Baumpflanzungen ist das „Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver—

und Entsorgungsanlagen“ (FGSV) anzuwenden.

Für die Leitungstrassen ist in den Straßenflächen eine geeignete und ausreichende Trasse mit ei—

ner Leitungszone in einer Breite von ca. 0,3 m für die Unterbringung der Telekommunikationslinien
vorzusehen.

7.7 Öffentlicher Personennahverkehr

Die Anbindung des Plangebietes an den ÖPNV ist aktuell durch die Bushaltestelle „Hammerbacher
Straße“ der Buslinien 268 und 204 gewährleistet. Der Herzobus Linie 268 fährt in einem Zwei—

Stunden—Takt. Der Regionalbus 204 verbindet Herzogenaurach über Hammerbach mit Höchstadt.
Mit der Neuausschreibung des Herzobus—Netzes wird die Linie 268 ab Oktober 2021 den Ortsteil
Hammerbach nicht mehr bedienen. Die Anbindung des Plangebietes an den ÖPNV bleibt durch den

Regionalbus 204 mit einem Ein—Stunden—Takt gewährleistet.

8. Umweltschutz / Schutz von Natur und Landschaft

8.1 Lärmschutz l lmmissionen

Parallel zur Bearbeitung des vorliegenden Bebauungsplanes wurde eine Schalltechnische Unter—

suchung in Auftrag gegeben.

Unter Berücksichtigung der städtischen Bauleitpläne im relevanten Umfeld und der Planungsab—
sichten zur künftigen Ausweisung eines „allgemeinen Wohngebietes” galt es zu prüfen, ob sich
dies v. a. im Hinblick aufden einwirkenden Gewerbelärm und der zulässigen Geräuschimmissionen

gem. DIN 18005 realisieren lässt. Die westlich und südöstlich gelegenen Gewerbebetriebe wurden
hierzu schalltechnisch detailliert betrachtet, hierbei wurden die vorliegenden Baugenehmigungen
gesichtet und die Fragebogen—Rückläufe zur Erfassung schalltechnischer Kenndaten der Firmen

ausgewertet. Die Betriebszeiten der gewerblichen Nutzung sind auf den Zeitraum 7.30 Uhr —

18 Uhr beschränkt, eine Berechnung für den Nachtzeitraum ist somit nicht erforderlich.

Die Ergebnisse der Schallausbreitungsberechnungen zu den gewerblichen Geräuschimmissionen

zeigen, dass an den Gebäudefassaden bzw. in den Baufeldern innerhalb des Plangebietes Beur—

teilungspegel von 43 55 dB(A) tags zu erwarten sind und damit die Orientierungswerte der DIN
18005 für ein Allgemeines Wohngebiet (WA) von 55 dB(A) tags eingehalten bzw. deutlich unter—

schritten werden. Aktive Schallschutzmaßnahmen werden daher nicht erforderlich.

Aufmögliche Beeinträchtigungen in Form von Lärm, Staub oder Geruch wird durch betriebsübliche
landwirtschaftliche Nutzungen in räumlicher Nähe zum Plangebiet hingewiesen.

Ferner kann es infolge des Verkehrslandeplatzes Herzogenaurach zu Vorbei— und Überflügen von

Flugzeugen kommen, insofern muss mit Beeinträchtigungen durch Fluglärm im Geltungsbereich
gerechnet werden.

Begründung zum Bebauungsplan Nr. 69 „Erweiterung Hammerbach Nord - Wohngebiet”, nach 51 3b BauGB

Endfassung: 11. September 2020 / Satzungsbeschluss des Planungs- und Umweltausschusses am 22.09.2020
Seite 21 von 33



 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 



 

 

 

Die gesetzlichen Anforderungen an Neubauten sind gemäß der EnEV 2016 bereits auf einem ho—

hen Niveau, trotzdem ist ein geringerer Energiebedarf der zu errichtenden Gebäude — über ge—

setzliche Standards/Vorschriften hinaus — anzustreben. Aus diesem Grund wird der Energiestan—
dard für die neu zu errichtenden Gebäude auf bisher unbebauten Grundstücksflächen entspre—
chend KfWAO—Anforderung im Rahmen der Grundstücksverkäufe durch die Stadt verpflichtend
geregelt. Für die Flächen der Bestandsbebauung erfolgt die Empfehlung, im Falle einer Neubebau—

ung die Gebäude mit einem über gesetzliche Standards / Vorschriften hinausgehenden geringeren
Energiebedarf zu errichten.

Der Einsatz von Erdwärmesonden ist am Standort grundsätzlich möglich. Nach Angabe des Was—

serwirtschaftsamtes Nürnberg sind je nach Höhenlage des Bohransatzpunktes Bohrtiefen bis zu
60 m am Standort möglich. Die Estherienschichten im tieferen Untergrund dürfen nur 10 m tief

angebohrt, aber nicht durchbohrt werden. Bohrrisiken sind nicht bekannt oder zu erwarten (s. a.

Bayerisches Landesamt für Umwelt (LFU); www.lfu.bayern.de).

Für die im Zusammenhang mit den Bauvorhaben zu errichtenden Kfz— und Fahrrad—Stellplätzen
wird empfohlen, eine angemessene Anzahl derart zu gestalten, dass sie den Anforderungen als E—

Tankstelle für E—Mobilität genügt.

8.3 Luftreinhaltung l Schutzgut Luft
Aus Gründen der Luftreinhaltung wird die Verwendung von festen und flüssigen Brennstoffen,
Klär— und lndustriegasen gem. 5 3 Abs. 1 Nr. ’I — 3a, 5, 6 — 9 und 11 — 12 der 1. BImSchV (Stein—

kohle, Braunkohlenbriketts, Torfbriketts, Heizöl EL, Koksofengas u. a.) zum Betrieb von Feue—

rungsanlagen ausgeschlossen.

8.4 Bodenschutz l Schutzgut Boden
Im Hinblick auf die Verknappung natürlicher Ressourcen, u.a. auch des Bodens, gilt es mit Grund
und Boden sparsam umzugehen. Das Gebot wurde mit 5 1 Abs. 5 Satz 3 in das Baugesetzbuch
integriert und richtet sich, wie das Ziel, zum Schutz und zur Entwicklung der natürlichen Lebens—

grundlagen beizutragen, an die Bauleitplanung in den Gemeinden.

Bei der Erschließungs— und Bautätigkeit ist auf den Schutz des Oberbodens zu achten. Der
Oberboden ist so zu schützen, dass er jederzeit zur Anlage von Vegetationsflächen verwendet
werden kann. Der Oberboden der Baugrundstücke ist vor Baubeginn abzuschieben und zur Wie—

derverwendung separat zu lagern.

Bei der Planung und der Ausführung ist aus ökologischen Gründen auf eine möglichst geringe Ver—

siegelung und Befestigung zu achten. Zufahrten, Stauraum— und Stellplatzflächen sowie Privat—

wege sind in versickerungsfähiger Bauweise zu erstellen (z.B. offenporiges Pflaster, Fugenpflas—
ter, Rasengittersteine, Schotterrasen).

Bei den nicht versiegelten Flächen ist der Boden in seiner natürlichen Funktion wieder so herzu—

stellen, wie er ursprünglich vorhanden war. Ferner wird auf dem Planblatt festgesetzt, dass alle
Flächen auf den privaten Baugrundstücken, die nicht durch Gebäude, Wege, Terrassen, Zufahrten
oder Stellplätze in Anspruch genommen werden, als Vegetationsflächen anzulegen sind, d.h. diese
Flächen sind mit Rasen— oderWiesenvegetation anzusäen oder mit Gräsern, Stauden oder Gehöl—
zen zu bepflanzen. Flächenhafte Kies—lSchotter—/Splittschüttungen oder ähnliche Beläge und Bo—

denabdeckungen sind auf den Vegetationsflächen unzulässig.
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8.6 Schutzgut Pflanzen und Tiere

Die Fläche wird Iandwirtschaftlich intensiv genutzt (Ackerland). Im östlichen Randbereich befinden
sich einzelne Sträucher. Die Fläche weist daher eine geringe Bedeutungfür Pflanzen und Tiere aus.

Aufgrund der Bestandsbebauung im westlichen Planbereich sind bereits Störungswirkungen vor—

handen, so dass Vorkommen saP—relevanter bodenbrütender Vogelarten ausgeschlossen werden
können. Die Verbotstatbestände des speziellen Artenschutzrechts stehen der geplanten Aufstel—

lung des Bebauungsplanes nicht entgegen.

Die Durchführung einer speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung (saP) ist in Abstimmung mit der
Unteren Naturschutzbehörde nicht erforderlich.

Der Eingriff auf das Schutzgut Pflanzen und Tiere wird verringert durch Festsetzungen für die An—

lage von Vegetationsflächen mit Rasen— oderWiesenvegetation, Gräsern, Stauden oder Gehölzen
in den privaten Grundstücksflächen und das Verbot von Kies—/Schotter—/Splittschüttungen und
ähnlichen Belägen auf Vegetationsflächen sowie die Festsetzung von extensiver Dachbegrünung
auf Flachdachgaragen. Darüber hinaus wirkt die Verpflichtung zur Ortsrandeingrünung entlang
des nördlichen und östlichen Bereiches und den geplanten Baumstandorten im öffentlichen Stra—

ßenraum sowie die Festsetzung der Pflanzung von mind. 1 einheimischen Laub— und Obstbaum

je 300 m2 Grundstücksfläche eingriffsmindernd.

8.7 Schutzgut Fläche

Unter dem Schutzgut Fläche ist der Aspekt des flächensparenden Bauens zu verstehen.

Der Geltungsbereich umfasst insgesamt ca. 10.930 m2. Auf die Bestandsbebauung im Westen
entfallen hiervon ca. 1.725 m2, auf die künftige Grabenfläche der FI.Nr. ASA/5, Gem. Hammerbach,
ca. 165 m2 und auf die bestehenden Straßenflächen ca. 1.200 m”. Die verbleibenden ca. 7.830 m*

werden derzeit Iandwirtschaftlich genutzt (Ackerland). Die Neuplanung führt zu einem Flächen—

verlust bzw. zu einer erhöhten Flächeninanspruchnahme durch bauliche Nutzungen. Hierbei han—
delt es sich um ca. 5.775 m2 Wohnbauland (inkl. festgesetzter Vegetationsflächen auf den Privat—

grundstücken), und ca. 1.160 m2 Verkehrsfläche. Dieser künftig versiegelten Fläche stehen ca.

895 m* öffentliche Grünfläche mit den Zweckbestimmungen ”Straßenbegleitgrün", „offener Gra—

ben“ und „Regenrückhaltebecken“ gegenüber.

Durch eine begrenzte Siedlungsfläche, die sich an der südlich und westlich angrenzenden Bebau—

ung orientiert sowie dem Ausschluss von Vorhaben mit erhöhten Flächenbedarf (z.B. Anlagen für

Verwaltung, Gartenbaubetriebe, Tankstellen), wird ein noch größerer Flächenverbrauch vermie—

den. Außerdem erfolgt die Festsetzung zur Anlage von Vegetationsflächen auf privaten Baugrund—
stücken, die nicht überbaut werden, mit Rasen— oder Wiesenvegetation, Gräsern, Stauden oder

Gehölzen, Verbot von Kies—/Schotter—/Splittschüttungen und ähnlichen Belägen.

8.8 Erhaltungsziele und Schutzzweck der NATURA 2000 Gebiete

Innerhalb sowie im Umfeld des Geltungsbereichs sind keine Naturschutzgebiete nach 5 23
BNatSchG, Nationalparke nach 5 24 BNatSchG, Naturdenkmäler nach 5 28 BNatSchG, geschützte
Landschaftsbestandteile nach 5 29 BNatSchG, sowie keine Gebiete nach der FIora—Fauna—Habitat

(FFH)—Richtlinie 92/43 EWG und der europäischen Vogelschutzrichtlinie (SPA — Special Protection
Area; Richtlinie 79/409/EWG) vorhanden. Aufgrund der Nähe zur vorhandenen Bebauung kann
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davon ausgegangen werden, dass das Gebiet nicht als Quartier für Tierarten der FFH—RL oder der
VRL, sondern lediglich als Nahrungshabitat genutzt wird.

8.9 Umweltbelange und umweltbezogene Auswirkungen
Im Verfahren nach 5 13b BauGB wird von der Umweltprüfung nach 5 2 Abs. 4 BauGB, vom Um—

weltbericht nach 5 2a BauGB, von der Angabe nach 5 3 Abs. 2 Nr. 2 BauGB, weiche Arten umwelt—

bezogener Informationen verfügbar sind sowie von der zusammenfassenden Erklärung nach

5 10a BauGB abgesehen.

Unabhängig hiervon sind die Belange des Umweltschutzes nach 5 1 Abs. 6 BauGB und damit auch
die Umweltbelange nach 5 ’I Abs. 6 Nummer 7 BauGB zu ermitteln, inhaltlich zu prüfen und ge—

geneinander und untereinander gerecht abzuwägen.

Die folgende Tabelle zeigt die zu erwartenden Umweltauswirkungen im Überblick:
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Umweltbelange Beurteilung der Umweltauswirkungen Erheblichkeit
Tiere und Pflanzen Überbauung von Ackerland und einzelnen Sträuchern

— Auswirkungen nicht erheblich, da Geltungsbereich
nur von geringer Bedeutung für Pflanzen und Tiere

— Kein Vorkommen saP—relevanter bodenbrütender

Vogelarten aufgrund Störungswirkungen durch Be—

standsbebauung im westlichen Planbereich
— Durchführung einer saP in Abstimmung mit der Un—

teren Naturschutzbehörde nicht erforderlich
— Verringerung durch Festsetzungen für die Anlage

von Vegetationsflächen mit Rasen— oder Wiesen—

vegetation, Gräsern, Stauden oder Gehölzen sowie
Verbot von Kies—/Schotter—/Splittschüttungen und
ähnlichen Belägen

— Festsetzung von Gehölzpflanzungen entlang des
nördlichen und östlichen Bereiches für eine wirk—

same und dichte Ortsrandeingrünung, von Baum—

standorten im öffentlichen Straßenraum sowie

Pflanzung von mind. 1einheimischen Laub— bzw.
Obstbaum je 300 m2 privater Grundstücksfläche

— Festsetzung von Dachbegrünung auf Flachdachga—
ragen

nicht erheblich
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Fläche Flächenverlust bzw. erhöhte Flächeninanspruchnahme
durch bauliche Nutzungen (Neuplanung):

Wohnbaufläche (inkl. Vegetationsflächen):
ca. 5.775 m’, Verkehrsfläche: ca. 1.160 m2‚

— öffentliche Grünfläche: ca. 895 m2
— Verringerung durch begrenzte Siedlungsfläche so—

wie Ausschluss von Vorhaben mit erhöhtem Flä—

chenbedarf
— Festsetzung von Vegetationsflächen auf privaten

Baugrundstücken, die nicht überbaut werden.

erheblich

Boden Versiegelung landwirtschaftlich nutzbarer Böden mit
mittlerem Produktionspotential (Verlust der Iandwirt—

schaftlichen Ertragsfunktion)

Reduktion der Wasserrückhaltung / Grundwasserneu—
bildung sowie des Filter— und Puffervermögens von

Stoffeinträgen

Veränderung der Bodenzusammensetzung und der ge—

wachsenen Bodenprofile durch erforderliche Gelän—

deauffüllungen
— Verringerung durch Oberbodenabtrag vor Baube—

ginn und Lagerung zurWiederverwendung
— Verringerung durch versickerungsfähige Bauweise

in Zufahrten, Stauraum— und Stellplatzflächen so—

wie Privatwegen
— Versickerung von Niederschlagswasser im Trenn—

system oder Einleitung in Grundstücksentwässe—

rungsanlagen
— Wiederherstellung der natürlichen Bodenfunktion

auf nicht versiegelten Flächen und Festsetzung von
Vegetationsflächen auf privaten Baugrundstücken,
die nicht überbaut werden

— bodenschonende Bauarbeiten gemäß gültiger Re—

gelwerke und Normen (z.B. DIN 19371)

erheblich

Wasser Kein Wasserschutzgebiet betroffen

Reduzierung der Grundwasserneubildung durch Ver—

siegelung und Verstärkung des oberflächlichen Abflus—

ses

— Verringerung durch versickerungsfähige Bauweise
in Zufahrten, Stauraum— und Stellplatzflächen so—

wie Privatwegen

erheblich
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Entwässerung des Baugebietes erfolgt im Trenn—

system
Ableitung des Niederschlagswassers über das im

Norden und Osten umlaufende Grabensystem in

das Regenrückhaltebecken im Südosten des Plan—

gebietes
Ableitung des Niederschlagswassers aus den priva—
ten Dachflächen in Rückhaltezisternen auf den je—

weiligen Grundstücken zur Verwendung als
Brauch— und Beregnungswasser

Klima/Luft Veränderung der lokalen klimatischen Verhältnisse
durch die Überbauung

Verringerung durch Anpflanzung von Bäumen im

Straßenraum

Schaffung neuer Gehölzstrukturen im nördlichen
und östlichen Bereich als Ortsrandeingrünung
Verwendung versickerungsfähiger Materialien und

Begrünung von Flachdächern

Empfehlung erneuerbarer Energien zur Strom— und

Wärmeerzeugung für die Bestandsbebauung bzw.

Verpflichtung zu einer solaren Energienutzung im

Rahmen der Grundstücksverkäufe durch die Stadt
für die Neubebauung
Verringerung der Luftbelastung durch Ausschluss
von bestimmten Brennstoffen (z.B. Stein— und

Holzkohle, Heizöl)

weniger
erheblich

Landschaftsbild Überbauung von landwirtschaftlich intensiv genutztem
Grünland ohne Hecken und anderen Strukturen

Verringerung durch Festsetzung von Gehölzpflan—

zungen im nördlichen und östlichen Bereich des

Plangebietes zur wirksamen und dichten Ortsrand—

eingrünung
Festsetzung von Baumstandorten im Bereich der
öffentlichen Straßenverkehrsfläche

Festsetzung für die Anlage von Vegetationsflächen
mit Rasen— oder Wiesenvegetation, Gräsern, Stau—
den oder Gehölzen
Verbot von Kies—/Schotter—/Splittschüttungen und
ähnlichen Belägen auf den Vegetationsflächen

nicht erheblich



 

 

 

 

 

Wechselwirkungen der Umweltauswirkungen im Planungsgebiet

Wechselwirkungen sind zwischen den Umweltbelangen Boden und Wasser zu erwarten. Die

Schutzgüter Boden und Wasser werden durch die Versiegelung erheblich beeinträchtigt. Durch die

Überbauung wird die Filterfunktion des Bodens unterbunden, dadurch sind negative Auswirkun—

gen auf das Wasserregime (Grundwasserneubildung) zu erwarten.

Andere Wechselwirkungen, die zu einer Erhöhung der Eingriffserheblichkeit führen, sind nicht zu
erwarten. Eingriffe, die auf Grund des Bebauungsplans zu erwarten sind, gelten gemäß 5 13a
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Mensch (Lärm/Luft) Keine schädlichen Umwelteinwirkungen durch Lärm
aus naheliegendem Gewerbebetrieb, Vorbelastung
durch möglichen Fluglärm sowie Beeinträchtigungen
durch mögliche Immissionen in Form von Lärm, Staub
oder Geruch durch betriebsübliche landwirtschaftliche

Nutzung in räumlicher Nähe

— Auswirkungen zum Lärm wurden im Rahmen einer
schallschutztechnischen Untersuchung geprüft. lm

Ergebnis wurde nachgewiesen, dass die Orientie—

rungswerte der DIN 18005—1 „Schalltechnische
Orientierungswerte für die städtebauliche Planung"
sicher eingehalten bzw. unterschritten werden

— Verringerung der Luftbelastung durch Ausschluss
von bestimmten Brennstoffen (z.B. Stein— und

Holzkohle, Heizöl)

nicht erheblich

Mensch (Erholung) Ausweitung von Siedlungs— und Verkehrsflächen nicht erheblich

— Verringerung durch Ortsrandeingrünung

Kultur— und Boden— und Baudenkmäler sind lt. Bayerischen Denk— nicht erheblich

Sachgüter malatlas im Geltungsbereich nicht vorhanden

— Archäologische Bodenfunde im Zuge der Bauarbei—
ten sind unverzüglich an das Landesamt für Denk—

malpflege oder an die Untere Denkmalschutzbe—
hörde beim Landratsamt zu melden

Wechselwirkungen Boden—Wasser:
Reduktion des Filtervermögens des Bodens mit nega—
tiver Auswirkung auf die Grundwasserneubildung
— Fazit: AndereWechselwirkungen, die zu einer Erhö—

hung der Eingriffserheblichkeit führen, sind nicht zu
erwarten

erheblich



 

 

 

 

Abs. 2 Nr. 4 BauGB als im Sinne des 5 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB bereits vor der planerischen Ent—

scheidung erfolgt oder zulässig.

Eine Festsetzung zu Ausgleichsmaßnahmen oder zur Zuordnung externer Ausgleichsflächen zum

vorliegenden Bebauungsplan erübrigt sich somit.

9. Zusammenfassung und Verfahrensablauf

Die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 69 „Erweiterung Hammerbach Nord — Wohngebiet”,
nach 5 13b BauGB dient der Arrondierung des nordöstlichen Ortsrandes von Hammerbach.

Im Flächennutzungsplan der Stadt Herzogenaurach ist das Plangebiet als „gemischte Baufläche“
und „gemischte Baufläche — geplant” dargestellt. Durch die Bebauungsplanaufstellung wird nun

die planungsrechtliche Voraussetzung geschaffen, die bisher noch landwirtschaftlich genutzten
Flächen einer Bebauung entsprechend der zulässigen Nutzungen eines „Allgemeinen Wohngebie—
tes“ zuzuführen.

Das Orts— und Landschaftsbild wird sich mit Realisierung der vorliegenden Bauleitplanung
nachhaltig verändern, da die derzeitig unbebauten Ackerflächen durch die geplante
Erschließungsstraße, die Wohngebäude mit Garagen / Carports und Nebenanlagen überbaut
werden. Durch Festsetzungen zur Grünordnung (Ortsrandeingrünung) und der Verpflichtung
weiterer grünordnerischer Maßnahmen (Pflanzgebot) sowie Vorgaben zur Gebäudegestaltung
wird eine verträgliche Einbindung in das Landschaftsbild gewährleistet.

Ein Ausschluss der ausnahmsweise zulässigen Nutzungen nach 5 4 Abs. 3 BauNVO entspricht den

Zulassungsvoraussetzungen zur Durchführung des beschleunigten Bauleitplanverfahrens nach

5 13b BauGB. Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes wird dem anhaltenden Nachfragedruck
nach Baugrundstücken Rechnung getragen und es erfolgt die städtebauliche Arrondierung nörd—

lich der Margeritenstraße am östlichen Ortsrand von Hammerbach. Von der Bestandsbebauung
abgeleitet erfolgen die Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung und zur Baugestaltung.

Innerhalb des Plangebietes können ca. 18 Baukörper in Einzel— und Doppelhausbauweise errichtet
werden.

Durch die Errichtung der geplanten Wohngebäude erfolgt eine geringfügige Erhöhung des Ver—

kehrs auf der Margeritenstraße, aufgrund der ausreichenden Leistungsfähigkeit der Kreisstraße
sind keine wesentlichen Auswirkungen auf die umgebende Bestandsbebauung zu erwarten.

Die Aufstellung des Bebauungsplanes ermöglicht durch entsprechende Festsetzungen eine mo—

derate und verträgliche Erweiterung des Gebietes, so dass der anhaltenden Nachfrage nach Bau—

land nachgekommen werden kann.

Verfahrensablauf

Die Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses vom 16. Oktober 2018 mit gleichzeitiger früh—

zeitiger Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß 5 2 Abs. ’I und 5 13a Abs. 3 BauGB erfolgt am 8. Novem—

ber 2018 im Amtsblatt der Stadt Herzogenaurach.
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Die Unterrichtung der Öffentlichkeit nach 5 13a Abs. 3 Nr. 2 BauGB mit Darlegung und Erörterung
der allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung hat in der Zeit vom 9. November 2018 bis ein—

schließlich 23. November 2018 stattgefunden.

Es sind keine Stellungnahmen eingegangen.

Der Planungs— und Umweltausschuss hat in seiner Sitzung vom 1. Juli 2020 den Entwurf des Be—

bauungsplanes und seine Begründung gebilligt und beschlossen ihn öffentlich auszulegen.

Die öffentliche Auslegung nach 5 3 Abs. 2 BauGB i. V. m. 5 3 Abs. 2 Plan5iG hat in der Zeit vom
24. Juli 2020 bis einschließlich 28. August 2020 stattgefunden.

Es sind keine Stellungnahmen eingegangen.

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom 20. Juli 2020
um ihre Stellungnahme nach 5 4 Abs. 2 BauGB gebeten.

Folgende abwägungsrelevante Stellungnahmen sind im Rahmen dieses Verfahrensschritts ein-

gegangen:

Landratsamt Erlangen—Höchstadt

Formelle Anforderungen:

Das Landratsamt fordert die Wiederholung der öffentlichen Auslegung aufgrund eines Verfah—

rensfehlers. Es wird argumentiert, dass die durchgeführte schalltechnische Beurteilung als „we—

sentliche bereits vorliegende umweltbezogene Stellungnahme” den Auslegungsunterlagen beizu—

fügen und auch im Internet einzustellen sei. Mit Bezug auf die Rechtsprechung teilt die Stadt Her—

zogenaurach diese Einschätzung nicht. Die schalltechnische Untersuchung belegt lediglich die Ein—

schätzung einer gebietsverträglichen Ausweisung am Standort. Schallschutzmaßnahmen oder

sonstige Regelungen werden durch die Untersuchung nicht ausgelöst. Eine erneute Auslegung ist
daher nicht erforderlich.

Eine Farbkorrektur in der Darstellung für die unterschiedlichen „öffentlichen Grünflächen" erfolgt
nicht. Die identische Farbwahl erfolgt gemäß Planzeichenverordnung (PlanZV).

Die textliche Festsetzung zur Zulässig von Nebenanlagen außerhalb der Baugrenze entspricht den

Festsetzungsmöglichkeiten des 5 23 Abs. 5 BauNVO. Eine allgemeine / generelle Zulässigkeit von

Nebenanlagen außerhalb der Baugrenze ist mit der Festsetzung ausgeschlossen.

Ebenfalls unberücksichtigt bleibt die Forderung, den Einbau einer „weißen Wanne" bei hohen
Grundwasserständen als textliche Festsetzung vorzusehen. Aufgrund fehlender, konkret be—

stimmter Aussagen zur Höhe des Grundwasserstandes in den einzelnen Bauparzellen erfolgt der
Hinweis „sollten bei der Errichtung von Gebäuden hohe Grundwasserstände angetroffen werden,
so sind die Keller als wasserdichte Wannen auszubilden“. Hierdurch wird das Erfordernis ausrei—

chend deutlich formuliert. Die Begründung wird zur Thematik „Starkregen und Hochwasser” ent—

sprechend redaktionell ergänzt.

Immissionsschutz:

Als Hinweis formulierte Anmerkungen zu möglichen künftigen Einschränkungen der gewerblichen
Nutzungen in räumlicher Nähe zum Plangebiet werden zur Kenntnis genommen. Infolge dieser
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Hinweisé wurde durch den Gutachter im Nachgang erneut überprüft, Obder angenommene Ent—

wicklungsspielraum für die Betriebe als ausreichend angesehen werden kann. Das Ergebnis be-

stätigt die bisherigen Aussagen und weist ein entsprechendes Entwicklungspotenzial nach.

Umweltrecht:

Der Hinweis, die geplanten baulichen Maßnahmen zum vorsorglichen Schutz vor Starkregen zu

beschreiben, wird berücksichtigt und entsprechende Ausführungen in der Begründung redaktio—

nell ergänzt.
'

' '

Tiefbau:
.

Die fehlende Darstellung der Baubeschränkungszone im Planblatt wird ergänzt. Die weiteren Hin—

weise werden beachtet, es erfolgen entsprechende" Ergänzungen / Korrekturen in der Begrün-
dung.

Klimaschutz:

Keine Berücksichtigung finden die Hinweise auf zu ändernde Festsetzungen bzgl. Baugrenzen, Ge-

bäudeausrichtung, Kubatur. Eine uneingeschränkte Priorisierung klimaschutztechnischer Belange
kann aufgrund zahlreicher Zwangspunkte nicht erfolgen. Das städtebauliche Planungskonzept
wird nicht geändert.

Berücksichtigung hingegen findet der Hinweis auf verpflichtende Effizienzstandards bei der Neu—

bebauung. Hier wird die Stadt Herzogenaurach im Rahmen der Grundstütksverkäufe ein Energie-
standard entsprechend KfW—AO—Anforderung verbindlich fordern. Eine entsprechende Erläute-

rung hierzu wird in der Begründung redaktionell ergänzt.
'

Die weiteren von Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange eingegangenen Stellungna-
men werden zur Kenntnis genommen, hierdurch ergeben sich keine Änderungen / Ergänzungen
für das Bauleitplanverfahren.

Aufgéstellt und bearbeitet durch;

Stadt Herzogenaurach
Amt für Planung, NatUr und Umwelt
11. September 2020
LA.

/ä10uuc fire” '

Susanne Strater
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